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1. Instanz

Aktenzeichen S 5 Al 373/93
Datum 19.12.1996

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 AL 50/97
Datum 23.11.2000

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des
Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 19. Dezember 1996 und des Bescheides vom 16.
Juni 1993 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 25. Juli 1993 dem Grunde
nach verurteilt, dem KlÃ¤ger ab 3. Juni 1993 Arbeitslosengeld zu bewilligen.
II. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger die auÃ�ergerichtlichen Kosten beider
RechtszÃ¼ge zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist der Anspruch auf Arbeitslosengeld (Alg) ab 03.06.1993
dem Grunde nach streitig.

Der 1952 geborene KlÃ¤ger erwarb in der Bundesrepublik Deutschland die
Fachhochschulreife und durch Besuch der Technikerschule den Titel eines
Elektrosteigers. Als solcher war er ab 20.08.1979 bei der Firma D â�¦ GmbH in
Dortmund beschÃ¤ftigt. Seit 1983 hat er seinen Wohnsitz in der Niederlanden in
unmittelbarer NÃ¤he zur Grenze zur Bundesrepublik Deutschland, ca. 15 km vom
nÃ¤chstgelegenen Arbeitsamt Aachen entfernt.
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Am 06.05.1988 erlitt er einen Arbeitsunfall und hat seitdem keine BeschÃ¤ftigung
mehr ausgeÃ¼bt. Vom Arbeitgeber bezog er bis 17.06.1988 Lohnfortzahlung und
anschlieÃ�end von der Bergbau-BG bis 11.03.1993 Verletztengeld. Mit Bescheid
vom 01.06.1993 wurde ihm ab 12.03.1993 Verletztenrente nach einer MdE von 30
v.H. wegen der anerkannten Unfallfolgen

"feine Narben nach operativ korrigiertem NasenbeintrÃ¼mmerbruch, in anatomisch
guter Stellung verheilter Bruch des Tuberculum majus im rechten Schultergelenk,
BewegungsstÃ¶rung des rechten Schultergelenkes und Beschwerden"

bewilligt. Ebenfalls fÃ¼r die Zeit ab 12.03.1993 wurde ihm von der
Bundesknappschaft Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit aufgrund eines am 06.05.1988
eingetretenen Leistungsfalles bewilligt.

Der KlÃ¤ger hatte sich am 03.06.1993 arbeitslos gemeldet und Alg beantragt. Die
Beklagte lehnte den Antrag mit Bescheid vom 16.06.1993 mit der BegrÃ¼ndung ab,
dem Anspruch stehe der gewÃ¶hnliche Aufenthalt des KlÃ¤gers in der Niederlanden
entgegen. Mit seinem Widerspruch legte der KlÃ¤ger den Bescheid der
NiederlÃ¤ndischen Arbeitsverwaltung vom 01.07.1993 vor, mit dem diese eine
LeistungsgewÃ¤hrung ablehnte. Die Beklagte wies diesen Widerspruch mit
Widerspruchsbescheid vom 25.07.1993 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Der KlÃ¤ger
kÃ¶nne als GrenzgÃ¤nger nach Art.71 Abs.1 Buchst.a) Ziffer ii EWG-VO 1408/71 nur
Leistungen des Wohnortstaates beanspruchen.

Die hiergegen erhobene Klage hat das Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG) mit Urteil vom
19.12.1996 abgewiesen. Es sei vorliegend nicht anzunehmen, dass der KlÃ¤ger
fÃ¼r seine berufliche Wiedereingliederung die engsten Beziehungen zum deutschen
Arbeitsmarkt habe. Obwohl er in der Vergangenheit schwerpunktmÃ¤Ã�ig im
Bundesgebiet in einem Bergbauunternehmen als Elektrosteiger tÃ¤tig gewesen sei,
sei von einer Integration in den Niederlanden auszugehen. Der KlÃ¤ger sei seit 1980
mit einer niederlÃ¤ndischen StaatsangehÃ¶rigen verheiratet und verfÃ¼ge im
Unterschied zu vielen GrenzgÃ¤ngern Ã¼ber niederlÃ¤ndische Sprachkenntnisse,
da er nach seinen eigenen Angaben einen Sprachkurs absolviert habe.
BerÃ¼cksichtige man, dass bei ihm erhebliche Befunde auf psychiatrischem
Fachgebiet vorlÃ¤gen und eine Wiederaufnahme der ursprÃ¼nglich verrichteten
knappschaftlichen TÃ¤tigkeit nicht mehr mÃ¶glich sei, so sei fÃ¼r die PrÃ¼fung der
VermittlungsmÃ¶glichkeiten lediglich auf einfache TÃ¤tigkeiten abzustellen, die er
gleichermaÃ�en in den Niederlanden wie in der Bundesrepublik Deutschland
verrichten kÃ¶nne. Es sei unerheblich, wenn der niederlÃ¤ndische TrÃ¤ger bei
seiner ablehnenden Entscheidung darauf verweise, dass das ArbeitsverhÃ¤ltnis
fortbestehe, auch wenn nach deutschem Recht davon auszugehen sei, dass
Arbeitslosigkeit gegeben sein kÃ¶nnte. AuÃ�erdem erscheine es zweifelhaft, ob der
KlÃ¤ger bereit gewesen sei, sich auch fÃ¼r leichte, arbeitsmarktÃ¼bliche
TÃ¤tigkeiten zur VerfÃ¼gung zu stellen.

Mit seiner Berufung macht der KlÃ¤ger geltend, ein so genannter unechter
GrenzgÃ¤nger im Sinne der Rechtsprechung des EuGH zu sein. Er habe auf Anraten
seines deutschen Hausarztes einen Basiskurs in der niederlÃ¤ndischen Sprache
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begonnen, um einer einer Vereinsamung bzw. Depression und deren Folgen
entgegenzuwirken, leider mit wenig nachhaltigem Erfolg. Seine Sprachkenntnisse
befÃ¤higten ihn nicht einmal, einer unqualifizierten ErwerbstÃ¤tigkeit in den
Niederlanden nachzugehen, wo er sich als Fremder fÃ¼hle. Er sei jeder der
zahlreichen Vorladungen des Arbeitsamtes gefolgt, jedoch sei ihm niemals ein
einziger angepasster Arbeitsplatz angeboten worden.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
19.12.1996 und des Bescheides vom 16.06.1993 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 25.07.1993 dem Grunde nach zu verurteilen, ihm ab
03.06.1993 Arbeitslosengeld zu bewilligen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
19.12.1996 zurÃ¼ckzuweisen.

Der KlÃ¤ger sei nicht als unechter GrenzgÃ¤nger im Sinne der Rechtsprechung des
EuGH anzusehen. Diese GrundsÃ¤tze seien eng auszulegen und nur in
AusnahmefÃ¤llen anzuwenden. Es sei nicht ersichtlich, dass der KlÃ¤ger
persÃ¶nliche und berufliche Bindungen solcher Art aufrechterhalte, dass er die
besten Chancen auf eine Wiedereingliederung in der Bundesrepublik Deutschland
habe. Ein Anspruch aus nationalem Recht lasse sich auch nicht aus dem Beschluss
des BVerfG vom 30.12.1999, 1 BVR 809/95, herleiten, da es sich in dem vom
BferfVG entschiedenen Fall um einen grenznah zur Bundesrepublik Deutschland
wohnenden AngehÃ¶rigen eines nicht zur EU gehÃ¶renden Staates gehandelt habe.
Soweit europÃ¤isches Recht anzuwenden sei, Ã¼berlagere und verdrÃ¤nge dieses
als Ã¼berstaatliches Recht das nationale. Im Ã�brigen hÃ¤tte der KlÃ¤ger der
Arbeitsvermittlung im Sinne des Â§ 103 des ArbeitsfÃ¶rderungsgesetzes (AFG) zur
VerfÃ¼gung stehen mÃ¼ssen; wegen der diesbezÃ¼glichen Zweifel werde auf das
Urteil des SG verwiesen.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird im Ã�brigen auf den Inhalt der
Verwaltungsunterlagen der Beklagten und der Verfahrensakten beider
RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 151 des
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -), ein AusschlieÃ�ungsgrund (Â§ 144 Abs.1 SGG) liegt
nicht vor.

Das Rechtsmittel erweist sich auch in der Sache als begrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat
dem Grunde nach Anspruch auf Alg ab 03.06.1993.

Es kann dahinstehen, ob sich ein Anspruch des KlÃ¤gers trotz des Wohnsitzes in

                               3 / 6

https://dejure.org/gesetze/SGG/143.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html


 

den Niederlanden aus nationalem Recht deshalb herleiten lÃ¤sst, weil nach dem
Beschluss des BVerfG vom 30.12.1999, 1 BvR 809/95, die einen Anspruch
grundsÃ¤tzlich ausschlieÃ�ende Vorschrift des Â§ 30 Abs.1 SGB I einem
Leistungsanspruch nicht entgegengesetzt werden kann, wenn bei gleicher
Wohnortsituation zu Recht BeitrÃ¤ge abgefÃ¼hrt und entgegengenommen wurden;
entgegen der Auffassung der Beklagten lÃ¤sst sich diesem Beschluss nicht
entnehmen, dass diese GrundsÃ¤tze nur fÃ¼r den Fall eines StaatsangehÃ¶rigen
eines Nichtmitgliedstaates der EU gelten sollen; auch wenn im vorliegenden Fall
grundsÃ¤tzlich die Anwendung von Ã¼berstaatlichem Recht in Form des Art.71
EWG-VO 1408/71 in Betracht kommt, so dÃ¼rften die GrundsÃ¤tze dieses Urteils
jedenfalls dann einschlÃ¤gig sein, wenn im Ergebnis ein Leistungsanspruch trotz
Anwendung des EG-Rechts gegen den auslÃ¤ndischen VersicherungstrÃ¤ger nicht
durchsetzbar ist.

Die ZustÃ¤ndigkeit der Beklagten fÃ¼r Leistungen bei Arbeitslosigkeit ergibt sich
aber in jedem Fall entsprechend dem Vorbehalt des Â§ 30 Abs.2 SGB I zugunsten
des Ã¼berstaatlichen Rechts aus Art.71 Abs.1 Buchst.b) Ziffer i EWG-VO 1408/71.
Art.71 Abs.1 EVG-VO 1408/71 betrifft die GewÃ¤hrung von Leistungen an
arbeitslose Arbeitnehmer, die wÃ¤hrend ihrer letzten BeschÃ¤ftigung im Gebiet
eines anderen Mitgliedstaates als des zustÃ¤ndigen Staates wohnten; dies trifft auf
den KlÃ¤ger zu, da er wÃ¤hrend seiner letzten BeschÃ¤ftigung im Gebiet eines
anderen Mitgliedstaates als des zustÃ¤ndigen Staates, d.h. des Staates der
BeschÃ¤ftigung, wohnhaft war. Zwar war er GrenzgÃ¤nger im Sinne des Art.1
Buchst.b) EWG-VO 1408/71, da er wÃ¤hrend der AusÃ¼bung seiner
BerufstÃ¤tigkeit in der Regel tÃ¤glich an seinen Wohnort in den Niederlanden
zurÃ¼ckgekehrt ist, wÃ¤hrend Art.71 Abs.1 Buchst.b) Ziffer i EWG-VO 1408/71
einem Arbeitnehmer, der nicht GrenzgÃ¤nger ist, einen Anspruch gegen den
zustÃ¤ndigen Staat, dessen Arbeitsverwaltung er zur VerfÃ¼gung steht, gewÃ¤hrt,
als ob er in diesem Staat wohnte. Jedoch ist der KlÃ¤ger aufgrund der Tatsache,
dass fÃ¼r ihn die besten Aussichten auf eine berufliche Wiedereingliederung in der
Bundesrepublik Deutschland bestehen, als "Arbeitnehmer, der nicht GrenzgÃ¤nger
ist", anzusehen (vgl. EuGH in SozR 6050 Art.71 Nr.8). Entgegen der Auffassung der
Beklagten sind diese GrundsÃ¤tze nicht eng auszulegen und nicht nur auf
AusnahmefÃ¤lle beschrÃ¤nkt. Denn bei der Auslegung des Art.71 EWG-VO 1408/71
ist zu berÃ¼cksichtigen, dass der Bestimmung des Abs.1 Buchst.a) Ziffer ii, wonach
GrenzgÃ¤nger bei Vollarbeitslosigkeit Anspruch auf Leistungen nach den
Rechtsvorschriften des Wohnortstaates haben, die Annahme zugrunde liegt, dass
die Voraussetzungen fÃ¼r die Arbeitsuche fÃ¼r einen solchen Arbeitnehmer in
diesem Staat am gÃ¼nstigsten sind. Diese Annahme grÃ¼ndet sich darauf, dass
ein Arbeitnehmer in der Regel zu seinem Wohnortstaat die stÃ¤rkeren kulturellen
und sozialen Bindungen hat, weil er dort geboren wurde und aufgewachsen ist
sowie seine schulische und berufliche Ausbildung durchlaufen hat; diese Tatsachen
bieten dann auch die gÃ¼nstigeren Voraussetzungen fÃ¼r eine
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt des Heimatlandes. Diese Annahme ist
jedoch von vornherein nicht begrÃ¼ndet, wenn ein Arbeitnehmer, wie der KlÃ¤ger,
in dem Staat seiner BeschÃ¤ftigung geboren wurde und aufgewachsen ist, dort
auch seine schulische und berufliche Ausbildung durchlaufen hat und
ausschlieÃ�lich hier beschÃ¤ftigt war. Bei diesem Arbeitnehmer bestehen von
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vornherein deutlich stÃ¤rkere Bindungen zu dem Staat seiner BeschÃ¤ftigung. Die
Wahl des Wohnortes im grenznahen Ausland hat in diesem Zusammenhang kaum
oder nur geringe Bedeutung.

Im Falles des KlÃ¤gers stellen bereits die unzureichenden Sprachkenntnisse eine
wesentliches Vermittlungshindernis dar. DafÃ¼r, dass er durch den Besuch des
Basissprachkurses solche ausreichenden Sprachkenntnisse erworben hat, liegen
Anhaltspunkte nicht vor; jedenfalls wird dies vom KlÃ¤ger glaubhaft bestritten.
Zudem erschweren die bei ihm voliegenden kÃ¶rperlichen und psychischen
Behinderungen zusÃ¤tzlich eine Eingliederung in den Arbeitsmarkt, so dass er um
so stÃ¤rker auf den Zugang zu dem ihm vertrauten Arbeitsmarkt der
Bundesrepublik Deutschland angewiesen ist. Bei AbwÃ¤gung aller UmstÃ¤nde sind
jedenfalls die Chancen der Wiedereingliederung in der Bundesrepublik Deutschland
eindeutig hÃ¶her einzustufen.

Im Ã�brigen erfÃ¼llte der KlÃ¤ger bei Antragstellung am 03.06.1993 die
Voraussetzungen fÃ¼r einen Anspruch auf Alg gemÃ¤Ã� Â§ 100 Abs.1 des
ArbeitsfÃ¶rderungsgesetzes (AFG). Die nach Â§ 104 Abs.1, 3 AFG erforderliche
Anwartschaftszeit hat er durch den Bezug von Verletztengeld, der gemÃ¤Ã� Â§ 107
Satz 1 Nr.5 a AFG einer die Beitragspflicht begrÃ¼ndenden BeschÃ¤ftigung
gleichsteht, erfÃ¼llt. Der KlÃ¤ger war und ist auch arbeitslos, auch wenn
gegenwÃ¤rtig noch nicht feststeht, ob das ArbeitsverhÃ¤ltnis bei seinem letzten
Arbeitgeber wirksam gekÃ¼ndigt worden ist, nachdem der KlÃ¤ger gegen die auf
Antrag seiner letzten Arbeitgeberin vom 24.03.1993 erteilte Zustimmung der
HauptfÃ¼rsorgestelle zur ordentlichen KÃ¼ndigung Klage zum Verwaltungsgericht
MÃ¼nster (Az.: 10 K 395/96) erhoben hat, Ã¼ber die noch nicht entschieden ist.
Denn aus dem Antrag des Arbeitgebers zur KÃ¼ndigung ergibt sich, dass er keine
VerfÃ¼gungsgewalt Ã¼ber den KlÃ¤ger mehr beansprucht, und dieser deshalb
nicht in einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis im Sinne des Â§ 101 Abs.1 AFG steht.

Der KlÃ¤ger stand auch der Arbeitsvermittlung im Sinn des Â§ 103 Abs.1 AFG zur
VerfÃ¼gung. Der objektiven VerfÃ¼gbarkeit steht nicht entgegen, dass beim
KlÃ¤ger ArbeitsunfÃ¤higkeit bescheinigt war. Diese Feststellung bezog sich auf die
von ihm zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit des Elektrosteigers, die er unstreitig nicht
mehr ausÃ¼ben kann. Damit steht aber nicht fest, dass er nicht in der Lage war,
leichte, gemÃ¤Ã� Â§ 168 Abs.1 Satz 1 AFG die Beitragspflicht begrÃ¼ndende
BeschÃ¤ftigungen von wenigstens 18 Stunden wÃ¶chentlich (Â§Â§ 169 a Abs.1, 102
Abs.1 AFG) zu verrichten. Da im Zeitpunkt der Arbeitslosmeldung vom zustÃ¤ndigen
RentenversicherungstrÃ¤ger weder Berufs- noch ErwerbsunfÃ¤higkeit festgestellt
war, wÃ¤re die Beklagte zunÃ¤chst jedenfalls ohnehin zumindest nach Â§ 105 a
Abs.1 AFG zur Leistung verpflichtet gewesen; erst aufgrund des Urteils des SG
Dortmund vom 09.12. 1994, S 31 (25, 9) Kn 131/89, hat die Bundesknappschaft den
Rentenanspruch ab 12.03.1993 anerkannt. In diesem Urteil wurde andererseit das
Vorliegen von ErwerbsunfÃ¤higkeit verneint. Grundlage war das nervenÃ¤rztliche
Gutachten des Chefarztes Dr.T â�¦ vom 21.03. 1994, der nach Untersuchung des
KlÃ¤gers am 28.01.1994 feststellte, dieser kÃ¶nne zwar unter Tage nicht mehr
eingesetzt werden, ansonsten aber noch leichte bis mittelschwere Arbeiten, sofern
der rechte Arm nicht speziell eingesetzt werden mÃ¼sse, vollschichtig verrichten.
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Der KlÃ¤ger hat dieses Urteil nicht angefochten. Es ist auch sonst nicht ersichtlich,
dass er sich fÃ¼r BeschÃ¤ftigungen in dem von diesem Gutachter festgestellten
Umfang der Arbeitsvermittlung nicht zur VerfÃ¼gung gestellt hat. Seine
regelmÃ¤Ã�igen Vorsprachen bei der Beklagten und sein immer wiederholter
Wunsch nach einer Umschulung dokumentieren zudem seinen Arbeitswillen.
Deshalb sind nach Auffassung des Senats Zweifel an seiner subjektiven
Arbeitsbereitschaft nicht berechtigt. Dem steht nicht entgegen, dass er in seinem
Alg-Antrag angegeben hat, die letzte TÃ¤tigkeit nicht mehr verrichten zu kÃ¶nnen,
was sich mit den Feststellungen in den Rentengutachten deckt. Die Beklagte hat es
ihrerseits versÃ¤umt, Feststellungen zu dem aktuellen LeistungsvermÃ¶gen des
KlÃ¤gers zu treffen, wozu sie verpflichtet gewesen wÃ¤re, falls sie Zweifel an der
objektiven und/oder subjektiven VerfÃ¼gbarkeit gehabt haben sollte. Diese
Feststellungen hat sie nicht getroffen, weshalb die nunmehr von ihr geÃ¤uÃ�erten
Zweifel an der VerfÃ¼gbarkeit nicht schlÃ¼ssig sind. Der Senat schlieÃ�t sich
jedenfalls bei der Beurteilung des LeistungsvermÃ¶gens des KlÃ¤gers den
schlÃ¼ssigen Feststellungen in dem Gutachten des Chefarztes Dr.T â�¦ an.

Somit war die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des Sozialgerichts NÃ¼rnberg
vom 19.12.1996 und des Bescheides vom 16.06. 1993 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 25.07.1993 dem Grunde nach zu verurteilen, dem
KlÃ¤ger ab 03.06.1993 Alg zu bewilligen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn. 1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 22.09.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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